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Der Verwaltungsgerichtshof hat durch den Vorsitzenden Senatspräsident 

Dr. Pfiel sowie die Hofräte Dr. Pürgy und Dr. Chvosta als Richter, unter 

Mitwirkung der Schriftführerin Mag.a Seiler, über die Revision des A S in H, 

vertreten durch Mag. Sebastian Cortolezis, Rechtsanwalt in 8010 Graz, 

Hauptplatz 14, gegen das Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichts vom 

5. April 2023, W168 2254282-1/5E, betreffend eine Angelegenheit nach dem 

AsylG 2005 (belangte Behörde vor dem Verwaltungsgericht: Bundesamt für 

Fremdenwesen und Asyl), den Beschluss gefasst: 

Die Revision wird zurückgewiesen. 

Begründung: 

1 Der minderjährige Revisionswerber, ein syrischer Staatsangehöriger, stellte am 

1. August 2021 einen Antrag auf internationalen Schutz. Begründend brachte er 

vor, dass in Syrien Krieg herrsche, weshalb er um sein Leben und das seiner 

Familie fürchte. 

2 Mit Bescheid vom 16. März 2022 wies das Bundesamt für Fremdenwesen und 

Asyl (BFA) den Antrag des Revisionswerbers hinsichtlich des Status des 

Asylberechtigten ab, erkannte ihm aber den Status des subsidiär 

Schutzberechtigten zu und erteilte ihm eine auf ein Jahr befristete 

Aufenthaltsberechtigung. 

3 Mit dem angefochtenen Erkenntnis wies das Bundesverwaltungsgericht 

(BVwG) die Beschwerde gegen die Nichtzuerkennung des Status des 

Asylberechtigten nach Durchführung einer mündlichen Verhandlung als 

unbegründet ab und sprach aus, dass die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG 

nicht zulässig sei. 

4 Nach Art. 133 Abs. 4 B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes 

die Revision zulässig, wenn sie von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der 

grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche 

Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen 
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Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet 

wird. 

Gemäß § 34 Abs. 1 VwGG sind Revisionen, die sich wegen Nichtvorliegen der 

Voraussetzungen des Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zur Behandlung eignen, ohne 

weiteres Verfahren mit Beschluss zurückzuweisen. 

Nach § 34 Abs. 1a VwGG ist der Verwaltungsgerichtshof bei der Beurteilung 

der Zulässigkeit der Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG an den Ausspruch 

des Verwaltungsgerichtes gemäß § 25a Abs. 1 VwGG nicht gebunden. Die 

Zulässigkeit einer außerordentlichen Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG hat 

der Verwaltungsgerichtshof im Rahmen der dafür in der Revision 

vorgebrachten Gründe (§ 28 Abs. 3 VwGG) zu überprüfen. 

5 Die Revision führt zur Begründung ihrer Zulässigkeit aus, das BVwG habe 

seinen Ausspruch, wonach eine Revision gegen das vorliegende Erkenntnis 

unzulässig sei, nicht ausreichend begründet. 

6 Mit diesem Vorbringen wird schon deshalb keine Rechtsfrage von 

grundsätzlicher Bedeutung aufgezeigt, weil selbst das Fehlen einer näheren 

Begründung des Ausspruches nach § 25a Abs. 1 VwGG für sich betrachtet 

nicht dazu führt, dass die Voraussetzungen des Art. 133 Abs. 4 B-VG gegeben 

wären. Der Verwaltungsgerichtshof ist gemäß § 34 Abs. 1a VwGG an den nach 

§ 25a Abs. 1 VwGG getätigten Ausspruch des Verwaltungsgerichtes nicht 

gebunden, sondern überprüft die Zulässigkeit einer außerordentlichen Revision 

anhand der gemäß § 28 Abs. 3 VwGG dazu gesondert vorgebrachten Gründe. 

An der gesonderten Darlegung dieser Gründe, aus denen entgegen dem 

Ausspruch des Verwaltungsgerichtes die Revision für zulässig erachtet wird, 

war der Revisionswerber nicht gehindert (vgl. etwa VwGH 19.4.2016, 

Ra 2015/20/0302, sowie aus der jüngeren Rechtsprechung VwGH 11.5.2023, 

Ra 2023/19/0145). 

7 Soweit die Revision zudem rügt, dass die getroffenen Länderfeststellungen des 

BVwG widersprüchlich seien, und die damit zusammenhängende Frage 

aufwirft, wie mit teils widersprüchlichen Länderfeststellungen im 
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Asylverfahren umzugehen sei, macht sie einen Feststellungs- und 

Begründungsmangel geltend. 

8 Werden Verfahrensmängel - wie hier Feststellungs- und 

Begründungsmängel - als Zulassungsgründe ins Treffen geführt, so muss schon 

in der abgesonderten Zulässigkeitsbegründung die Relevanz dieser 

Verfahrensmängel, weshalb also bei Vermeidung des Verfahrensmangels in der 

Sache ein anderes, für den Revisionswerber günstigeres Ergebnis hätte erzielt 

werden können, dargetan werden. Dies setzt voraus, dass - auf das Wesentliche 

zusammengefasst - jene Tatsachen dargestellt werden, die sich bei Vermeidung 

des behaupteten Verfahrensfehlers als erwiesen ergeben hätten 

(vgl. VwGH 6.6.2023, Ra 2023/19/0077, mwN). 

9 Weiters ist nach der ständigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes 

in der gesonderten Zulassungsbegründung konkret darzulegen, in welchen 

Punkten die angefochtene Entscheidung von welcher Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes abweicht bzw. konkret welche Rechtsfrage der 

Verwaltungsgerichtshof uneinheitlich oder noch gar nicht beantwortet hat. 

Wird ein Abweichen von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes 

wegen eines Verfahrensmangels geltend gemacht, ist der Verfahrensmangel zu 

präzisieren und dessen Relevanz für den Verfahrensausgang darzutun 

(vgl. etwa VwGH 16.1.2023, Ra 2022/14/0289, mwN). 

10 Diesen Anforderungen wird die diesbezüglich allgemein gehaltene Revision 

nicht gerecht, zumal diese mit ihren pauschalen Ausführungen nicht 

aufzuzeigen vermag, inwiefern das BVwG widersprüchliche Feststellungen 

getroffen hätte oder auf Grund welcher Feststellungen das BVwG zu einem 

anderen, für den Revisionswerber günstigeren Ergebnis hätte gelangen können. 

11 In der Revision werden somit keine Rechtsfragen aufgeworfen, denen im Sinn 

des Art. 133 Abs. 4 B-VG grundsätzliche Bedeutung zukäme. Die Revision 

war daher gemäß § 34 Abs. 1 VwGG ohne weiteres Verfahren zurückzuweisen. 

W i e n ,  am 7. September 2023 

 


